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HISTORICUM: Was ist nach 1945 das Typische
an politischen Entscheidungsprozessen im Agrar-
bereich im Vergleich zu anderen Politik-
bereichen?

Ledermüller: Im Zeitraum nach 1945 gibt es
eine große Zäsur mit dem EU-Beitritt. Alles
davor war dominiert durch Marktordnung
und Zweidrittel-Gesetzgebung, die damit
verbundenen Fragen waren klassische The-
men der Sozialpartner. Der Ablauf war im
wesentlichen immer derselbe: Im Frühjahr
haben die Parteien oder Regierung und Op-
position, je nachdem, ihre Anträge zu den
Marktordnungsgesetzen im Parlament einge-
bracht. Diese Anträge sind dort zwei, drei
Monate lang mehr oder weniger unbehandelt
liegengeblieben. Dazwischen haben die Sozi-
alpartner die tatsächlichen Verhandlungen
geführt, die meistens mit den eingebrachten
Anträgen relativ wenig zu tun gehabt haben.
Was man eingebracht hat, waren Maximal-
vorstellungen, die man formuliert hat, um der
eigenen Seite jeweils zu signalisieren, was man
eigentlich gern als Optimum herausholen
möchte. Das hat man dann natürlich nie er-
reicht. Die Verhandlungen waren immer ein
außerordentlich umfangreiches Geschehen.
Über Wochen hat man – manche Tage bis
weit in die Früh hinein – verhandelt. Jeder
denkbare Schlußtermin ist – das war eine
Grundregel – mindestens um vierzehn Tage
überzogen worden, und das Parlament selbst
hat, außer daß es am Schluß im Ausschuß und
in zweiter und dritter Lesung den Gesetzen
die Zustimmung erteilt hat, de facto nichts
damit zu tun gehabt.

HISTORICUM: Also eine reine Spezialistenan-
gelegenheit.

Ledermüller: Das war in sehr starkem Um-
fang so. Selbstverständlich sind zumindest
zwei Minister in der Regel am Tisch gesessen,

das waren der Landwirtschaftsminister und
der Finanzminister.

HISTORICUM: Die Minister sind bei den
Sozialpartnerverhandlungen persönlich dabei-
gewesen?

Ledermüller: Zumindest in der Phase, in der
ich unmittelbar mit diesen Dingen zu tun
gehabt habe, sind sie dabei gewesen. Finanz-
minister Lacina hat sich zum Beispiel immer
sehr stark in die Marktordnungsverhandlun-
gen eingebracht. Letzten Endes hat man sich
fragen können, ob es sich um Verhandlungen
der Regierungsparteien unter wesentlicher
Beiziehung der Sozialpartner oder um Sozial-
partnerverhandlungen im Beisein von Regie-
rungsvertretern handelt. In keinem Bereich
ist die Durchdringung von Regierung und
Sozialpartnerschaft stärker offen zutage ge-
treten. Im Kern waren es aber Sozialpartner-
verhandlungen und weniger Verhandlungen
zwischen zwei Ministern. Im Parlament ist
dann mit umfassenden Abänderungsanträ-
gen von zwei Abgeordneten, nämlich den
Fraktionssprechern der beiden großen Par-
teien, das vorgelegt worden, was in der Nacht
vorher irgendwann als Einigung festgestan-
den ist. Das ist im Ausschuß oft innerhalb
einer halben Stunde abgewickelt worden, weil
jeder gewußt hat, daß nun nicht einmal mehr
ein Beistrich geändert werden kann. Und
dann ist es ins Plenum gegangen und ist auch
dort so erledigt worden.

HISTORICUM: Das war das Verfahren. Und
was war inhaltlich typisch?

Ledermüller: Inhaltlich gab es insofern eine
Tendenz, als zumindest ab Beginn der achtzi-
ger Jahre die SPÖ versucht hat, den Markt
stärker zu liberalisieren und die Exporterstat-
tungen in Frage zu stellen, von denen die
österreichische Landwirtschaft damals ex-
trem abhängig war. Wir haben ja etwa im

Milchbereich Überschüsse von 120 bis gegen
130 Prozent des Inlandsabsatzes gehabt,
beim Getreide Überschüsse ebenfalls in die-
sen Größenordnungen. Im Rinderbereich la-
gen die Überschüsse bei etwa 110 Prozent
des Inlandsabsatzes, periodisch im Schweine-
zyklus auch im Schweinemarkt. Es hat ein
hoch ausdifferenziertes System von Marktzu-
gangsbeschränkungen gegeben, zum Beispiel
das Dreiphasensystem im Obst- und Ge-
müsebereich, wo man versucht hat, je nach
Anfall der österreichischen Ernte den Markt-
zugang zu regulieren: Sobald die österreichi-
sche Ernte auf den Markt gekommen ist,
wurde der Zugang entsprechend einge-
schränkt beziehungsweise wurde überhaupt
nichts mehr hereingelassen. Die Sozialdemo-
kratie hat zumindest ab Beginn der achtziger
Jahre versucht, im Interesse einer Verbilli-
gung am österreichischen Markt bei allen drei
Instrumentarien, die es in einer Marktord-
nung gibt, also bei Preisregelung, Marktzu-
gang und Exporterstattung, Liberalisierun-
gen zu erreichen. Nachdem es letzten Endes
aber wegen der Zweidrittelgesetzgebung in
irgendeiner Form wieder zu einer Einigung
kommen mußte, ist es zwar zu einem langsa-
men Abbau der Instrumentarien und zu einer
langsamen Öffnung des Marktes gekommen,
grundsätzlich aber haben die Systeme bis
1994 gehalten. Die Exporterstattungen wa-
ren allerdings auch innerhalb der Bauern-
schaft ein relativ heftiger Diskussionspunkt.
Die Bauernschaft hat natürlich selbst gese-
hen, daß qualitativ hochwertige Nahrungs-
mittel um Milliarden Schilling ins Ausland
mehr oder weniger verschenkt wurden – man
muß es so sagen, wenn man die Preise auf den
Auslandsmärkten bedenkt. Wir haben da-
mals Emmentaler nach Griechenland als
Industriekäse um 40 Schilling verkauft; da
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war allein der Milcheinsatz im Produkt schon
höher als der Erlös. Das System hat sich
damit natürlich in Frage gestellt – aber es hat
aus Sicht der Bauern im wesentlichen funk-
tioniert. Die Preisentwicklung ist klarerweise
immer hinter den Wünschen der Landwirt-
schaft zurückgeblieben, aber es hat durch
dieses Instrumentarium eine relativ starke
Absicherung der österreichischen Betriebe
gegeben. Das System ist auch deshalb nie
grundsätzlich zur Disposition gestellt wor-
den, weil die Sozialpartner gesehen haben,
daß man einander in verschiedenen anderen
Fragen brauchen würde. Die Zuckermarkt-
ordnung war hier über den EU-Beitritt hin-
aus das treffendste Beispiel: Bauern und Ge-
werkschaft hatten ein klares Interesse an der
Aufrechterhaltung des Marktordnungs-
systems und beide haben davon profitiert:
Die Bauern mit stabilen Preisen weit über
Weltmarktniveau und die Arbeiter in der
Zuckerindustrie mit sicheren Arbeitsplätzen.
Wobei man sagen muß, daß die Landwirt-
schaft sicher immer der schwächste Teil der
Sozialpartnerschaft gewesen ist.

HISTORICUM: Wer hat das eigentlich wahrge-
nommen, was dabei tatsächlich vorgegangen ist?
Die Entscheidungen hat die Spezialistenrunde
getroffen, aber wessen Interessen sind faktisch
wirksam geworden? Dieser Bereich gehört ja nicht
zu den Politikmaterien, bei denen sich praktisch
jeder als Experte fühlt. In der breiten Öffentlich-
keit hat man das System ja im einzelnen über-
haupt nicht durchschaut.

Ledermüller: Ich glaube, auf der Konsu-
mentenseite ist es wirklich auf die Experten
der Arbeiterkammer und des Gewerkschafts-
bunds beschränkt gewesen. Es hat kaum nen-
nenswerte Bewegungen auf Konsumenten-
seite gegeben, die das System grundsätzlich
hinterfragt hätten. Es hat in der Me-
dienöffentlichkeit natürlich wirtschaftslibera-
le Journalisten gegeben, die das System im-
mer als völlig verfehlt angegriffen haben, aber
diese Leute haben keine Breitenwirksamkeit
erreicht. Auf Seiten der Landwirtschaft hat es
die betroffenen Bauern gegeben, die immer
gewußt haben, daß die Marktordnungsver-
handlungen die wirtschaftspolitische Grund-
lage der eigenen Produktion und des eigenen
Einkommens für die nächsten zwei, drei oder
vier Jahre schaffen würden (das waren die
üblichen Geltungsdauern der Marktord-
nungsgesetze). Das war im bäuerlichen Be-
reich immer klar, und da hat es sowohl vom
Bauernbund als auch von den Kammern im-
mer intensive Informationskampagnen
schon in der Vorbereitung der Verhandlun-
gen gegeben, so im Sinn von »Was wollen wir,
wohin gehen wir?«. Da hat es selbstverständ-
lich auch breite Diskussionen mit den Bauern

gegeben, damit man die Stimmungen und die
besonderen Anliegen aufgreifen konnte. Und
wenn die Ergebnisse vorgelegen sind, ist man
flächendeckend in der Information wieder in
Bauernversammlungen gegangen. Das waren
Kampagnen unter Beteiligung aller verant-
wortlichen Funktionäre des Bauernbundes
und der Kammern. Das hat sich zwischen
den Beschlüssen im Parlament, die meistens
Ende Juni/Anfang Juli gefallen sind, und der
Ernte abgespielt, denn während der Ernte
haben die Bauern keine Zeit mehr gehabt. Da
gab es also innerhalb einer kurzen Phase eine
intensive Information über die Ergebnisse
der Marktordnungsverhandlungen.

HISTORICUM: Es war sich also jeder Bauer
dann im klaren, was sich für ihn in den nächsten
Jahren ändern würde.

Ledermüller: Es ist auch in bäuerlichen Me-
dien entsprechend dargestellt worden, welche
Auswirkungen die Ergebnisse haben. Diese
Information war effektiv. Auf der Konsu-
mentenseite sind die Ergebnisse von Markt-
ordnungsverhandlungen jeweils nur zweimal
in der Zeitung gewesen, nämlich an dem Tag,
an dem das Ergebnis ausverhandelt worden
ist, und dann noch an dem Tag, an dem es im
Parlament endgültig beschlossen wurde. Das
war’s. Ein breites Interesse an diesen Dingen
hat es im Prinzip nicht gegeben. Erst mit dem
Biolandbau und der Direktvermarktung ist
auch innerbäuerlich etwas entstanden, wo
auch von den Produzenten her eine stärkere
Verbindung zum Konsumenten gegeben war
und es kleine Gruppen gegeben hat, die auch
von der Konsumentenseite her dann dieses
Geschehen um die Marktordnungen etwas
kritischer verfolgt haben; aber die haben nie
eine politische Bedeutung erlangt. Das hat
man aufgegriffen, wenn es einem politisch in
den Kram gepaßt hat – dann hat die Arbeiter-
kammer darauf hingewiesen, daß es da
irgendeinen Verein gibt, der dies oder jenes
will –, aber das hat in Wirklichkeit kaum
politische Relevanz gehabt.

HISTORICUM: Sie haben gesagt, daß es inner-
halb der Bauernschaft in der späteren Phase
langsam eine kritische Sicht auf das Ganze gege-
ben hat. Wie weit sind jetzt unterschiedliche
Interessen, etwa zwischen großen und kleinen
Bauern, dabei zum Tragen gekommen? Oder ist
das immer irgendwie ausgeglichen worden?

Ledermüller: Der Ausgleich hat immer im
Vorfeld stattgefunden, weil die Verhand-
lungspositionen ja lange vorbereitet waren.
Die unterschiedlichen Interessen sind nie in
die Verhandlungen hineingetragen worden,
denn sonst hätte die Landwirtschaft jede Ver-
handlung verloren. Man hat sich eine einheit-
liche Verhandlungsposition im Vorfeld er-
stritten. Politik ist immer eine Auseinander-

1945
Proklamation über die Selbständigkeit

Österreichs am 27. April und erste Regie-
rungserklärung (ÖVP, SPÖ, KPÖ) von
Karl Renner

Bundesverfassungsgesetz im Wortlaut 1929
wird in Kraft gesetzt

Wahlen am 25. November, Leopold Figl wird
der erste Bundeskanzler der Zweiten Re-
publik, Josef Kraus (NÖ) Landwirt-
schaftsminister

Wiedererrichtung der landwirtschaftlichen
Berufsvertretungen

Gründung der Landwirtschafts- und Ernäh-
rungsorganisation FAO

1946
Das UNRRA Hilfsprogramm (United Nations

Relief and Rehabilitations Administra-
tion) bis 30.6.1947 ermöglicht die An-
kurbelung der Produktion: die Bereit-
stellung von 74000 Tonnen Saatgut und
etwa die gleiche Menge Dünger sowie
Maschinen tragen dazu bei

Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz zur
Verbesserung der Versorgung

Gründung der Hagelversicherung
1947
Wiederaufbauplan des US-Außenministers

George Marshall (ERP = European Re-
covery Program), wirksam vom
1.7.1948 bis 31.12.1953, trägt wesent-
lich zur Verbesserung des Lebensstan-
dards bei

Anbaugesetz zur Lenkung der Produktion
1948
Landarbeitsgesetz zur Regelung des Arbeits-

rechts in der Land- und Fortwirtschaft
Außenhandelsverkehrsgesetz
Internationales Handelsabkommen (GATT)

tritt in Kraft
1950
Der französische Außenminister Robert

Schuman schlägt am 9. Mai die Zusam-
menlegung der Kohle- und Stahlproduk-
tion Deutschlands und Frankreichs (Vor-
stufe zur EG) vor

Regelung der Agrarmärkte durch die Schaf-
fung des Milchwirtschafts-, Getreide-
wirtschafts- und Viehwirtschaftsfonds

1952
Erlassung des Futtermittelgesetzes
Gründung der Arbeitsgemeinschaft für Berg-

bauernfragen
Franz Thoma (Steiermark) wird am 23. Jän-

ner zum Landwirtschaftsminister be-
stellt

1954

Agrar- und
europapolitische

Zeittafel
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setzung um Interessen, aber das Wesentliche
und eine Besonderheit der österreichischen
Agrarpolitik war und ist, daß es wahrschein-
lich in keinem anderen europäischen Land
eine so enorme Verfaßtheit der agrarischen
Interessen gibt, die in der Lage war (und auch
jetzt noch in der Lage ist, auch wenn hier die
Spannungen wahrscheinlich stärker werden),
diesen internen Interessensausgleich zustan-
de zu bringen. Man hat es geschafft, gegen-
über der Politik mit den eigenen Interessen
einheitlich aufzutreten, und war damit er-
staunlich durchsetzungsfähig. Das hat nicht
nur im unmittelbar agrarischen Bereich ge-
golten, es gilt für den Sozialbereich in gleicher
Weise. Es gibt in Europa oder weltweit keine
Sozialversicherung für die bäuerliche Bevöl-
kerung, die mit der österreichischen hinsicht-
lich der Leistungsfähigkeit des Systems auch
nur im Ansatz vergleichbar wäre. Das ist mit
dieser starken Einbindung der Bauern im
Bauernbund und mit der Umsetzung über die
Kammern möglich gewesen. Also, der Aus-
gleich hat funktioniert. Sicher hat es dann im
nachhinein immer Diskussionen gegeben, ob
jetzt nicht der Ackerbau ein bisserl besser
abgeschnitten hat als die Milchwirtschaft
oder ob in den Viehbereich vielleicht noch
zwanzig Millionen mehr hätten hineingehen
sollen, die man anderswo vielleicht hätte neh-
men können. Das hat es in kleineren Grup-
pen schon gegeben, nach außen hin ist das
Ergebnis aber auch wieder gemeinsam ver-
treten worden.

HISTORICUM: Also, man hat zwischen den
verschiedenen Bereichen der Landwirtschaft ein-
fach abgetauscht – die Milch bekommt so viel und
der Ackerbau so viel.

Ledermüller: Man hat gemeinsame Positio-
nen gefunden, und nachdem in den Verhand-
lungen natürlich Vertreter aus allen agrari-
schen Produktionsbereichen dabei gewesen
sind, war immer der allgemeine Informa-
tionsstand da, damit dieses Gleichgewicht,
das man gefunden hat, im wesentlichen auch
bis zum Ergebnis gehalten werden konnte.
Da hat es Wünsche im Milchbereich gegeben,
es hat Forderungen im Fleischbereich gege-
ben, es hat fürs Getreide eine Preisforderung
gegeben und es hat Wünsche nach Förde-
rungen betreffend die Umstellung auf Alter-
nativanbau, Raps, Erbse et cetera gegeben.
Dann hat man geschaut, wie man das zusam-
menbekommt, und man hat natürlich ge-
wußt, daß man nicht so verhandeln kann, daß
quasi ein Bereich alles bekommt und der
andere gar nichts. Das ist auch von der Zu-
sammensetzung des Verhandlungsteams her
gar nicht möglich gewesen.

HISTORICUM: Wie hat das von der anderen
Seite her ausgesehen? Da gab es die Konsumen-

teninteressen, die fiskalischen Interessen – wie viel
Spielraum hat überhaupt bestanden? Wie viel
gab es denn überhaupt zu verhandeln, und hat es
irgendwann Verhandlungen gegeben, in denen
sich die Dinge wirklich ganz anders entwickelt
haben als erwartet? Oder war das klar, wie es
ungefähr laufen muß, weil es nicht anders geht.

Ledermüller: Es hat natürlich Verhand-
lungssituationen gegeben, in denen die Sozi-
alpartner und dahinter stehend dann auch die
jeweils zugehörigen Minister sehr hart anein-
ander geraten sind. Es ist ja um sehr viel
gegangen. Den ernsthaften Versuch, das gan-
ze System umzustürzen, hat es nicht gegeben.
Alles andere war eine Frage der Bandbreite,
wie weit man beim Preis ging, wie weit beim
Marktzugang, wie weit bei den Exporterstat-
tungen.

HISTORICUM: In welchen Dimensionen hat sich
das überhaupt abgespielt? Da gab es also vorher
eine Belastung und nachher – um wie viel haben
sich die voneinander unterschieden? Zwei Pro-
zent? Fünf?

Ledermüller: Die gegenseitigen Forderun-
gen zu Beginn waren natürlich weiter ausein-
ander. Am Schluß hat man sich immer in
Größenordnungen dieser Art geeinigt. Das
ist ähnlich wie bei Lohnabschlüssen – daß
sich ein Lohnabschluß für eine Partei um 50
Prozent verschiebt, das gibt es nicht. Und
genauso hat es sich in der Marktordnung
abgespielt, mit relativ kleinen Verschiebun-
gen, denn solange ich das System nicht
grundsätzlich umstürze, kann ich mich letzt-
lich nur in diesen engeren Grenzen bewegen.
Anders wäre es gewesen, wenn man das
Gesamtsystem stärker hinterfragt hätte, was
am Schluß von der Arbeitnehmerseite her
auch immer mehr der Fall war, immer auch
mit dem Hinweis auf den kommenden EU-
Beitritt. 1989 hat es ja den Brief nach Brüssel
und dann die Beitrittsverhandlungen gege-
ben. Das Argument war dann, daß wir schon
im Hinblick auf die EU-Marktordnungsrege-
lungen unser System sehr grundlegend um-
stellen müßten. Schritte in diese Richtung hat
es gegeben, aber nie in einer Radikalität, daß
das Gesamtsystem in Frage gestanden wäre.

HISTORICUM: Ist die Entstehung dieses Systems
aus der Mangelwirtschaft unmittelbar nach dem
Zweiten Weltkrieg zu erklären?

Ledermüller: Nein, die Anfänge der Markt-
ordnung gehen bereits in die dreißiger Jahre
zurück. Es hat mit den Fonds – Getreide-
fonds, Milchwirtschaftsfonds – begonnen,
die damals schon sozialpartnerschaftlich be-
setzt waren und rudimentär die Aufgabe
wahrgenommen haben, Marktverwerfungen
im Interesse von Bauern und Konsumenten
zu bereinigen. Das war der Beginn, und man
hat dieses Instrumentarium nach dem Zwei-

Erste Förderungsrichtlinien für die Land- und
Forstwirtschaft

1955
Staatsvertrag am 1. Mai
Bei den wichtigsten Produkten (Milch, Ge-

treide) ist schon die Selbstversorgung
gegeben

Allgemeines Sozialversicherungsgesetz
(ASVG) tritt in Kraft, bis heute ein sozial-
politischer »Meilenstein«

1957
Am 25. März unterzeichnen die Vertreter der

sechs Gründerstaaten (Belgien, Bundes-
republik Deutschland, Frankreich, Itali-
en, Luxemburg, Niederlande) in Rom die
Verträge zur Gründung der EWG am
1.1.1958

1958
Marktordnungsgesetz faßt die Regelungen

aus 1950 zusammen; bis zum EU-Bei-
tritt mit vielen Novellierungen in Kraft

Bauernverbände einigen sich in der Konfe-
renz von Stresa auf den bäuerlichen
Familienbetrieb als agrarpolitisches
Leitbild in der EG

1959
Eduard Hartmann wird am 18. Juli Landwirt-

schaftsminister
Einführung des Agrarinvestitionskredites

(AIK)
1960
Landwirtschaftsgesetz am 17. Juli von ÖVP

und SPÖ beschlossen; bis heute Grund-
lage für die Einkommensberichterstat-
tung und Förderungsplanung

Gründung der Europäischen Freihandels-
zone (EFTA) am 4. Jänner, der auch Ös-
terreich beitritt; Sitz in Genf

1961
Weinwirtschaftsgesetz; erste gesetzliche

Grundlage
1962
Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) wird einge-

führt
1963
Schaffung des Berghöfekatasters
Einführung der Treibstoffverbilligung für

bäuerliche Betriebe
1964
Karl Schleinzer folgt am 4. April Eduard Hart-

mann als Landwirtschaftsminister nach
1965
Berufsbildungsgesetz für die Land- und

Forstwirtschaft
Bauernkrankenversicherung wird einge-

führt
1966
Bei den Nationalratswahlen am 6. März er-

ringt die ÖVP mit Bundeskanzler Josef
Klaus die absolute Mehrheit und bildet
eine Alleinregierung; Karl Schleinzer
bleibt Landwirtschaftsminister

1967
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ten Weltkrieg sofort in der Form, wie es
rudimentär vorher bestanden hat, wieder auf-
genommen. Die Fonds sind sofort wieder
wirksam gewesen und haben in den Anfangs-
jahren sozusagen die Mangelwirtschaft ver-
waltet. Sie haben gewisse Ausgleiche herbei-
geführt: der Milchwirtschaftfonds hat am
Anfang den Ausgleich zwischen den Milch-
preisen stadtnaher Gebiete, also der Kon-
sumzentren, und dem Konsum fern gelege-
ner Gebiete zum Ziel gehabt, und diese
Grundkonzeption hat man nach dem Zwei-
ten Weltkrieg sofort wieder aufgenommen.

HISTORICUM: Und ohne EU-Beitritt hätte es
keine Notwendigkeit für Änderungen gegeben?

Ledermüller: Ob das Gesamtsystem weitere
zehn Jahre unverändert überstanden hätte,
wenn wir nicht der EU beigetreten wären,
hätte ich mich in dieser Phase nicht mehr zu
beantworten getraut. Ich bin Anfang 1994,
also im Jahr der Abstimmung über den EU-
Beitritt, Bauernbunddirektor geworden, und
es war uns intern schon klar, daß wir mit dem
Marktordnungssystem unter den Bedingun-
gen der weltweiten Agrarmärkte, der zuneh-
menden Globalisierung, des zunehmenden
Drucks auf unsere Märkte, ja, der zunehmen-
den Schwierigkeit, unsere Produkte mit
Exporterstattungen auf anderen Märkten un-
terzubringen, an Grenzen kommen. Die Fra-
ge war, ob unter diesen Verhältnissen die
bestehende österreichische Positionierung
unverändert hätte weiter beibehalten werden
können – wahrscheinlich nein. Man hat in der
Schweiz gesehen, die ja im Prinzip genau
dieselben Instrumentarien angewendet hat,
daß sie unter dem Druck der Marktverhält-
nisse gezwungen war, ziemlich radikale Ver-
änderungen zum Beispiel im Milchmarkt vor-
zunehmen. Im Ackerbau hat sie nichts beson-
deres machen müssen, weil es in der Schweiz
keinen Ackerbau in einer wesentlichen Di-
mension gibt. Aber für den Milch- und Rin-
dermarkt haben sie unter dem Druck der
Außenverhältnisse Dinge anpassen müssen,
was eine deutliche Abkehr vom System be-
deutet hat, das bis in die neunziger Jahre
hinein gegolten hat.

HISTORICUM: Worin bestand dann in Öster-
reich die Änderung mit dem EU-Beitritt in
diesem ganzen Bereich?

Ledermüller: Die Änderung durch den EU-
Beitritt bestand darin, daß die wesentlichen
agrarpolitischen Entscheidungen aus dem
Einflußbereich der Sozialpartnerschaft her-
ausgenommen sind, weil sie in Brüssel fallen.
Die Sozialpartner sind zwar nach wie vor in
einigen Bereichen eingebunden, in der AMA
in der Umsetzung der EU-Marktordnung
und im Agrarmarketing, aber die Entschei-
dungen über Änderungen der agrarischen

Marktordnung in der EU fallen logischerwei-
se ohne die österreichischen Sozialpartner.
Wobei es auch hier kein Zufall gewesen ist,
daß in den Verhandlungsnächten und -tagen
in Brüssel im März 1994 die beiden Spitzen-
repräsentanten der Bauern mit dabeigewesen
sind. Sie waren zwar nicht unmittelbar am
Verhandlungstisch (da hat die Regierung ver-
handelt), aber Schwarzböck und Schwarzen-
berger, also Kammerpräsident und Bauern-
bundpräsident, sind in Brüssel dabeigewesen.
Es hat jeweils über den Verhandlungsstand
eine unmittelbare Rückkoppelung gegeben.
Das ist aus der intensiven laufenden Zusam-
menarbeit von Agrarverbänden und Agrar-
bürokratie zu erklären, die es in Österreich
immer gegeben hat und die ein österreichi-
sches Spezifikum ist. Das sieht man zum
Beispiel in Frankreich, wo die Politik immer
ein besonderes Interesse an der Agrarwirt-
schaft gehabt hat: die französischen Agrar-
verbände haben ganz einfach nicht diesen
Zugang zur Politik, wie ihn die österreichi-
schen Agrarverbände haben. Der größte
Agrarverband, den es in Frankreich gibt, hat
quasi einmal im Jahr zu einem Gespräch beim
Minister anzutreten. Mehr ist das nicht, also
es gibt nicht diese laufende Abstimmung zwi-
schen der Politik und der Regierung einerseits
und den Agrarverbänden auf der anderen
Seite. Bei den EU-Verhandlungen hat das
eben dazu geführt, daß die Agrarvertreter
ebenfalls eingebunden wurden.

HISTORICUM: Welche Rolle haben die dann in
Brüssel gespielt?

Ledermüller: Die Agrarpolitik ist ja nach
Brüssel mit einem Konzept gegangen, das sich
vollkommen vom späteren Ergebnis unter-
schieden hat. Ausgangspunkt war die beste-
hende Marktordnung und man war der Auf-
fassung, daß wir eine radikale Marktöffnung
nicht aushalten würden. Man ist mit diesem
Konzept in Brüssel noch in die Schluß-
verhandlungen gegangen, wobei es schon Si-
gnale von der Kommission gegeben hat, daß
man uns das nicht geben würde, weil es den
EU-Regeln widerspricht – wenn ihr beitreten
wollt, dann werdet ihr unsere Regeln akzeptie-
ren müssen! Trotzdem ist man seitens der
Landwirtschaft mit dem festen Willen nach
Brüssel gefahren, zeitlich befristet ein System
zu verlangen, in dem nicht sofort die vollstän-
dige Marktöffnung erfolgen soll. Wir wollten
an den Grenzen weiter sogenannte Beitritts-
ausgleichsbeiträge einheben, also ein Kon-
zept, das grundsätzlich an das angelehnt gewe-
sen wäre, was vorher bestanden hat, um den
radikalen Umstieg und die sofortige Markt-
öffnung zu vermeiden. Die Verhandlungen in
Brüssel haben gezeigt, daß das nicht durch-
setzbar war. Das war für die beiden Spitzen-

Besondere Förderung des ländlichen Rau-
mes durch die Flurverfassungsgesetz-
novelle, das landwirtschaftliche Sied-
lungs-Grundsatzgesetz sowie das Gü-
ter- und Seilwegegesetz

Erlassung des Qualitätsklassengesetzes
1968
Die befristeten Marktordnungsgesetze (Ge-

treide, Fleisch, Milch) werden verlängert
100 Jahre Bundesministerium für Land- und

Forstwirtschaft
1969
Schaffung des Weinwirtschaftsfonds
1970
Am 1. März verliert die ÖVP bei den Natio-

nalratswahlen die Mehrheit; Bruno Krei-
sky bildet eine SPÖ-Minderheitsregie-
rung, Oscar Weihs wird am 22. Mai nach
Johann Öllinger SPÖ-Landwirtschafts-
minister

Die Regierungserklärung vom 27. April
strebt die Schaffung zusätzlicher Er-
werbsmöglichkeiten in kleinbäuerlichen
Gebieten und die Verbesserung der Ein-
kommenslage in den Berggebieten an;
ein weiterer Schwerpunkt in der Regie-
rungserklärung sind die Förderung der
überbetrieblichen Zusammenarbeit und
die Verbesserung der Marktordnung

Novellierung des Landwirtschaftsgesetzes
unter besonderer Berücksichtigung des
ländlichen Raumes

1971
CEA-Bergbauernkongreß in Krems und Vor-

stellung des Ersten Bergbauernsonder-
programms durch Landwirtschaftsmini-
ster Oscar Weihs

Weingesetznovelle: Hebung des Qualitäts-
niveaus, Regelung über Qualitäts- und
Siegelweine

Qualitätsklassen für Eier
Beginn der Förderungsmaßnahmen des

»Bäuerlichen Besitzstrukturfonds«
1972
Beginn des Ersten Bergbauernsonderpro-

grammes; bis 1978 werden für einzel-
betriebliche Maßnahmen und für den
Bergbauernzuschuß 2,63 Milliarden
Schilling an Bundesmitteln aufgewen-
det

Abschluß des Abkommens zwischen der EG
und Österreich; Vereinbarung eines ge-
sonderten »Agrarbriefes« zur Regelung
des landwirtschaftlichen Warenaustau-
sches

Abschluß eines EFTA-Übereinkommens
über die Anwendung von Bestimmun-
gen, die gegenüber der EG ausgehan-
delt wurden und auf die EFTA-Staaten
hinsichtlich der landwirtschaftlichen
Verarbeitungserzeugnisse Anwendung
finden sollen

1973
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repräsentanten schon eine außerordentlich
weitreichende Entscheidung, daß sie letzten
Endes bereit waren, ein Verhandlungs-
ergebnis mitzutragen, das völlig anders aussah
als das, womit sie nach Brüssel gegangen sind.
Beide haben die Zustimmung für den poli-
tisch vernünftigeren Weg gehalten und die
Verantwortung für das Ergebnis auf sich ge-
nommen. Aus meiner Sicht zeigt das die poli-
tische Handlungsfähigkeit der agrarischen
Interessenverbände in einer solchen Si-
tuation. Es hat sich dann auch angesichts der
ganzen Entwicklung der Landwirtschaft als
die weitaus vernünftigere Entscheidung er-
wiesen. Man kann sich kaum vorstellen, wie
sich die Dinge entwickelt hätten, wenn damals
die Landwirtschaft Nein gesagt hätte und der
EU-Beitritt allenfalls an dieser Frage geschei-
tert wäre. Man darf nicht übersehen, daß 1994
die Frage, wie es mit der Landwirtschaft in der
EU weitergehen würde, nach bestimmten
Umfragen an zweiter Stelle der Prioritätenliste
der Gesamtbevölkerung gestanden ist. Es war
also nicht ganz unerheblich, was die agrari-
schen Verbände zum EU-Beitritt sagten, we-
niger was die Bauern selbst betrifft (für diese
war es allerdings auch entscheidend), sondern
im Hinblick auf die Gesamtbevölkerung, die
in den agrarischen Fragen enorm sensibilisiert
war. Ein dezidiertes Nein der agrarischen
Verbände hätte also beträchtliche politische
Probleme verursacht, und es war daher eine
Entscheidung, die unter einem enormen poli-
tischen Druck zustandegekommen ist. Die
Vertreter der Landwirtschaft haben sich dann
gesagt, daß die Bauern nun zwar etwas ganz
anderes bekommen werden als eigentlich ge-
wollt, aber daß man eben schauen müsse, die
Absicherungen, die in Brüssel nicht zu be-
kommen waren, über die österreichische Re-
gierung im Rahmen der Fördersysteme der
EU zu bekommen. Und das setzt sich bis
heute fort. Österreich hat bei den Maßnah-
men der ländlichen Entwicklung – Bergbau-
ernzuschuß, Umweltprogramm, um die wich-
tigsten zu nennen – einen völlig überpropor-
tionalen Anteil gemessen an der Gesamtzahl
der Bauern in der EU. Wir haben einen Anteil
an der EU-Landwirtschaft von etwa zwei
Prozent und einen Anteil an den Mitteln der
ländlichen Entwicklung von zehn Prozent,
den wir auch nach der jetzigen Runde behalten
und eher sogar noch ausgebaut haben. Das
heißt also, daß es damals mit der Entschei-
dung, das EU-Projekt der Regierung nicht zu
gefährden, möglich wurde, mit der Regierung
den Förderrahmen für die nächsten Jahre (und
inzwischen haben wir ein gutes Jahrzehnt), so
zu vereinbaren, daß die Landwirtschaft einen
verträglichen Übergang in die EU-Marktord-
nung hinein geschafft hat.

HISTORICUM: Wenn man jetzt voraussetzt, daß
diese Zustimmung der beiden Herren nicht unwe-
sentlich war für den EU-Beitritt, war dann die
Zustimmung innerhalb der Bauernschaft da-
durch zu erzielen, daß man den Bauern erklärt
hat, außerhalb der EU wird es noch schwieriger?
Das war ja die öffentliche Argumentation.

Ledermüller: Das war ein Teil der öffentli-
chen Argumentation, aber das hat nicht ge-
reicht. Ich kann mich noch erinnern, wie
nach einer eher krisenhaften Präsidiumssit-
zung die agrarischen Spitzenvertreter im Par-
lament an einem Freitagnachmittag beisam-
mengesessen sind, das war ungefähr Mitte
Mai 1994. Der Verhandlungsprozeß mit der
Regierung – damals war Staatssekretärin
Ederer Hauptverhandlerin für die Regierung
auf Seite der SPÖ – war zu dieser Zeit in
keiner Weise abgeschlossen. Ich kann mich
noch an nächtelange Verhandlungen erin-
nern, in denen überhaupt nichts weitergegan-
gen ist. Wir haben dann noch aus dieser
Präsidiumssitzung heraus mit Bundeskanzler
Vranitzky telephoniert und gesagt: Wir haben
die Absicherung für einen verträglichen
Übergang in die EU hinein in Brüssel nicht
bekommen, wir müssen das daher, um es den
Bauern erklären zu können, hier in Öster-
reich mit der Regierung ausmachen. Wir ha-
ben aber mit der Regierung noch nichts, wir
haben in einem Monat die Volksabstim-
mung, und wir wissen nicht, was wir eigent-
lich unseren Leuten konkret auf den Tisch
legen sollen, außer dem Argument, daß es
auch dann nicht leichter wird, wenn wir nicht
in die EU gehen. Vranitzky (der war gerade
unterwegs nach Budapest) war sich im klaren,
daß das eine relativ kritische Geschichte war.
Es hat dann in der Nacht noch Gespräche
zwischen Fischler und Lacina gegeben, und
am nächsten Tag, am Samstagvormittag, wa-
ren wir im Bundeskanzleramt und haben mit
dem Kanzler die Grundlagen des Pakets fest-
gelegt, das jetzt noch wirkt: die Finanzierung
des Umweltprogramms, des Bergbauernzu-
schusses und der anderen Maßnahmen. Das
alles ist innerhalb von vierundzwanzig Stun-
den auf die Beine gestellt worden. Damit war
eine politische Grundlage gegeben, daß man
zu den Bauern gehen und ihnen die Rahmen-
bedingungen sagen konnte, die ein EU-Bei-
tritt bringen würde. Es waren andere Rah-
menbedingungen als die, die sie bisher ge-
kannt hatten. Die Preise würden auf das deut-
lich niedrigere EU-Niveau sinken. Das haben
wir auch nicht verschwiegen. Es hat ja auch
eine WIFO-Studie gegeben, wo das doku-
mentiert gewesen ist. Die Ausgleichszahlun-
gen, die es für vier Jahre gegeben hat, waren
auf die erwarteten Preisrückgänge berechnet.
Damit konnte man zu den Bauern gehen, und

Einführung eines »Viehwirtschaftlichen
Hilfsprogramms« zur Förderung des
Zuchtrinder- und Einstellerabsatzes aus
dem Berggebiet

Sprunghafte Verteuerung der Energiekosten
führt auch in der Landwirtschaft zu neu-
en Überlegungen hinsichtlich der Er-
zeugung von Energie aus Biomasse

Übereinkommen für eine flexible Krisengro-
schenregelung bei Milch zwischen SPÖ,
ÖVP und FPÖ

1974
Start des Grenzlandsonderprogrammes in

Niederösterreich, systematischer Aus-
bau in den folgenden Jahren

Erstmalige Durchführung einer Rindfleisch-
verbilligungsaktion

Im Zuge der eingetretenen Energiekrise wird
eine Treibstoffbevorratung in der Land-
wirtschaft aufgebaut und bis 1978
5500 Hoftankanlagen errichtet.

Erstmalige Durchführung von Ölsaatenver-
suchen

1975
Die 1963 eingeführte Treibstoffverbilli-

gungsaktion für die Landwirtschaft wird
auf eine Bundesmineralölsteuervergü-
tung umgestellt

Nach langwierigen Verhandlungen kommt
es zur Verabschiedung eines modernen
Forstgesetzes, das den vielfachen Funk-
tionen des Waldes und den forstpoliti-
schen Notwendigkeiten Rechnung trägt

1976
Neue Maßnahmen für die Forstwirtschaft

werden eingeführt; Förderungen von Er-
holungseinrichtungen im Wald und
Bundeszuschuß zur Waldbrandversi-
cherung

Viehwirtschaftsgesetz: Einrichtung der Vieh-
und Fleischkommission; Bewilligungs-
pflicht für Ausfuhr von Schlachtvieh und
Fleisch; Verpflichtung zur Erlassung von
Preisbändern

Günter Haiden wird am 1. Oktober als Nach-
folger von Oscar Weihs zum Landwirt-
schaftsminister bestellt

1978
Österreich wird Exportland für Getreide;

Mitte der sechziger Jahre mußten noch
mehr als 800000 Tonnen eingeführt
werden

Grundlegende Reform der Milchmarktord-
nung durch Ablösung des alten »Krisen-
groschensystems« und Einführung der
Richtmengenregelung mit den allge-
meinen und zusätzlichen Absatzförde-
rungsbeiträgen

1979
Reform der Getreidemarktordnung mit dem

Ziel, die Weizenaktion zu erweitern und
die Exportfinanzierung zu ermöglichen.
(Zusätzliche Schaffung einer Mahl-
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wir sind – das war meine Verantwortung – in
der Phase vom Ende der Verhandlungen in
Brüssel bis zur Volksabstimmung Anfang
Juni praktisch mindestens einmal in jeder
agrarischen Gemeinde in Österreich gewe-
sen. Das war eine flächendeckende Informa-
tion. Wir haben auch dafür gesorgt, daß es
genug Referenten gab, die in der Lage waren,
das zu erklären. Wir haben die ganze
Kammerorganisation in diesen Informa-
tionsprozeß eingespannt. Den Bauern wurde
klar vorgerechnet, wie sich der EU-Beitritt
finanziell auswirkt. Und wir haben für den
Herbst 1994 schon die ersten Vorbereitungs-
maßnahmen treffen müssen. Damals sind die
Leute alle mit dem Meßradl herumgerannt
und haben ihre Äcker und Wiesen vermes-
sen, weil wir ja die Grundlagen für das Markt-
ordnungssystem der EU schaffen mußten.
Es ist also ein enormer Prozeß in Gang ge-
setzt worden, nicht nur ein Informationspro-
zeß, sondern auch die Vorbereitung, daß die
Leute dann am 15. Mai 1995 spätestens ihre
Mehrfachanträge abgeben konnten, um die
Förderungen zu bekommen. Es gab ja immer
die Sorge, ob wir überhaupt von der Agrar-
bürokratie her in der Lage sein würden, die
damals rund 200000 Betriebe so zu informie-
ren, daß sie ein mehrseitiges Antragsformular
korrekt ausfüllen können. Fehler mußten so-
weit wie möglich vermieden werden, weil ja
zumindest beim Umweltprogramm eine
fünfjährige Bindungsfrist besteht – wenn die
Leute dabei Fehler gemacht hätten, hätten sie
das fünf Jahre lang nicht korrigieren können,
und es hätte größte wirtschaftliche Auswir-
kungen auf den Einzelbetrieb gehabt, was
man natürlich dann der politischen Vertre-
tung vorgehalten hätte: Ihr habt mich nicht
korrekt informiert, ihr habt mir nicht ausrei-
chend erklärt, worum es da geht. Wir haben
das geschafft. Natürlich hat es nach der
Volksabstimmung Diskussionen darüber ge-
geben, wie die Bauern wirklich gestimmt ha-
ben.

HISTORICUM: Das wäre die nächste Frage.
Ledermüller: Es ist auf Basis einer allgemei-
nen Befragung am Abstimmungstag eine
Aussage gemacht worden, daß die Bauern
mehrheitlich gegen den Betritt gestimmt hät-
ten. Ich war überrascht. Dann habe ich ge-
hört, daß in dem Sample nur 27 Bauern ent-
halten waren. Es war also ein völliger Unsinn,
und ich habe dann unmittelbar eine eigene
Nachwahl- beziehungsweise Nachabstim-
mungsbefragung mit einer Stichprobe von
tausend Personen in Auftrag gegeben. Diese
Befragung hat gezeigt, daß eine Mehrheit der
Bauern für den Beitritt gewesen ist. Das hat
durchgehend gegolten, es gab kaum Unter-
schiede zwischen Voll- und Nebenerwerb, es

hat nur regional gewisse Unterschiede gege-
ben, die aber auch nicht besonders ausge-
prägt waren. Insgesamt war eine deutliche
Mehrheit der Bauern für den Beitritt, zwar
keine so große Mehrheit, keine 66 Prozent
wie in der Gesamtbevölkerung, aber es waren
56 Prozent, die dafür gestimmt haben.

HISTORICUM: Jetzt zum Thema Agrargeschich-
te. Es gibt so eine Art Außenwahrnehmung der
Bauern, die man als agrarromantisch bezeichnen
könnte, mit traditionsverbundenen Bauern und
den damit zusammenhängenden folkloristischen
Aspekten. Auf der anderen Seite ist es doch bei
einem Blick auf die Agrarwirtschaft ganz auffal-
lend, daß meistens die Bauern überhaupt nicht
sentimental wirken. Da gibt es keine Nostalgie,
und wenn es irgendwie aus wirtschaftlichen Grün-
den sinnvoll ist, dann gibt man halt irgendeine
Produktion auf. Man hat als Beobachter das
Gefühl, es gibt in dieser Hinsicht keine emotiona-
le Verbundenheit. Ganz stimmt es aber anschei-
nend auch nicht, zum Beispiel hört man immer
wieder die Geschichten von den Bauern, denen das
Herz blutet, wenn das letzte Roß auf dem Stall
geführt wird, weil sie jetzt einen Traktor haben.
Wie ist das generell einzuschätzen? Wieweit ist in
der Landwirtschaft das Herkommen handlungs-
bestimmend oder Legitimation für irgendetwas?
Denken Bauern im großen und ganzen stark
historisch, in ihrer eigenen Tradition, oder ist das
nicht irgendwie auffallender als bei anderen Bevöl-
kerungsgruppen?

Ledermüller: Wenn man es sich unter wirt-
schaftlichen Gesichtspunkten anschaut,
wenn man diesen enormen Veränderungs-
prozeß, diesen Produktivitätsschub in der
Landwirtschaft sieht, dann kann man nicht
sagen, daß die Bauern nach der Maxime ge-
wirtschaftet hätten: »Das haben wir immer so
gemacht, und jetzt machen wir es weiter.« Es
ist ganz offensichtlich das Gegenteil der Fall.
Ja, die Bauern haben immer rasch auf alles
zugegriffen, was sich im technischen, wirt-
schaftlichen Bereich als verbessernd für die
eigene Produktion gezeigt hat. Dieser enor-
me Anstieg der Produktivität wäre nicht
möglich gewesen, wenn die Bauern irgendwie
gesagt hätten, nein, …

HISTORICUM: … ich bleibe bei den Ochsen …
Ledermüller: … wir bleiben bei den Och-
sen, wir nehmen weiterhin das Saatgut aus
dem eigenen Betrieb, und so weiter. Ich glau-
be schon auch, daß das ein Teil der Effizienz
der politischen und der Interessensvertre-
tung, also von Bauernbund und Kammern
war, die ich im europäischen Vergleich für
überragend halte. Das war ein Teil des Sys-
tems, daß die Informationen und die Verän-
derungsprozesse sehr stark gesteuert worden
sind und daß sie in sehr kurzer Zeit eine starke
Breitenwirkung erreicht haben. Warum hat

weizenaktion und Einhebung von Ver-
wertungsbeiträgen)

Das Europäische Währungssystem (EWS)
tritt in Kraft

Sozialversicherungsgesetz (Zusammenfas-
sung Kranken-, Pensions- und Unfallver-
sicherung in einem Gesetz)

1980
Verabschiedung des Gesetzes über ein land-

und forstwirtschaftliches Betriebs- und
Informationssystem (LFBIS)

1983
Vorlage eines Zehn-Punkteprogrammes der

Bundesregierung gegen das Waldster-
ben

1984
Die Agrarischen Wirtschaftsgesetze , näm-

lich das Landwirtschaftsgesetz, das
Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz,
das Marktordnungsgesetz und das Vieh-
wirtschaftsgesetz werden zum ersten
Mal um vier Jahre (bisher zwei Jahre) bis
30. Juni 1988 verlängert

1985
Weinskandal führt zu einem neuen Wein-

gesetz. Das Weinexportgeschäft kommt
fast völlig zum Erliegen

Erste bundesweite Waldzustandsinventur
Auf der Tagung des Europäischen Rates von

Luxemburg wird die »Einheitliche Euro-
päische Akte«, durch die die Römischen
Verträge geändert werden und die euro-
päische Integration neuen Auftrieb er-
hält, beschlossen (Binnenmarktkon-
zept)

1986
Weichenstellungen für einen verstärkten

Anbau von Eiweißpflanzen und Ölsaa-
ten (Rapsanbau von 8750 ha auf 23100
Hektar gesteigert)

Auflösung des 1969 geschaffenen Wein-
wirtschaftsfonds; Einrichtung einer
Weinkommission

Erich Schmidt folgt Günter Haiden als Land-
wirtschaftsminister nach

1987
Arbeitsübereinkommen zwischen der Sozia-

listischen Partei Österreichs und der
Österreichischen Volkspartei über die
Bildung einer gemeinsamen Bundesre-
gierung

Josef Riegler wird am 21. Jänner nach Been-
digung der SPÖ/FPÖ Koalition im Kabi-
nett Franz Vranitzky I zum Bundesminis-
ter für Land- und Forstwirtschaft bestellt

Die österreichische Weinmarketinggesell-
schaft nimmt am 2. Jänner ihre Arbeit auf
und stellt am 4. Juni ein neues Marke-
tingkonzept vor

Erste Förderungsaktion für den Anbau von
Ölsonnenblumen

1988
Grundlegende Reformen der Marktord-
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man in bestimmten Regionen Produktions-
chancen so konsequent umgesetzt? Wenn
man sich zum Beispiel nur an die Schweine-
produktion in der Steiermark erinnert, dann
ist dort innerhalb von zehn Jahren in einigen
Bezirken flächendeckend die ganze Produk-
tion umgestellt worden. Das waren Betriebe,
die vorher Mischwirtschaft hatten und die
sich dann spezialisiert haben. Das ist unter
Anleitung der Kammer und der Mitwirkung
des Bauernbundes und vor Ort von Leitbe-
trieben geschehen und nach Information
durch Funktionäre und Berater, die man sich
geholt hat. Also vom Wirtschaften her, glau-
be ich, ist die Bauernschaft immer ein Berufs-
stand gewesen, der die sich bietenden Mög-
lichkeiten offensiv aufgegriffen hat. Da mag
es eine Emotion gegeben haben, wenn man
das letzte Pferd weggegeben hat – natürlich
war da eine Emotion. Da ist ja eine jahrhun-
dertelange Geschichte zu Ende gegangen,
und dieses Bewußtsein hat man schon ge-
habt. Aber gearbeitet hat man trotzdem mit
dem Traktor, weil es halt schneller, effizien-
ter, einfacher, bequemer war. Das war völlig
logisch. Das gilt für alles andere auch. Die
reinen Ackerbaubetriebe sind auch erst ab
Mitte der fünfziger Jahre entstanden, als sich
einzelne Betriebe gesagt haben: Ich kann ei-
gentlich als reiner Ackerbauer leben. Ich kann
mein Vieh aus dem Stall nehmen. Die sind
natürlich auch am Anfang angeschaut wor-
den, in der Art von »Also jetzt hört sich das
Bauerntum auf!« Die anderen, die in ähnli-
chen Produktionsgebieten agiert haben, ha-
ben zwei Jahre zugeschaut und festgestellt,
daß das gut geht und man damit gut leben
kann, daß man sehr viel weniger Arbeit hat
und es für den Betrieb sinnvoll ist. Und daher
haben sie es auch gemacht. Also ich glaube
nicht, daß die historische Verwurzelung am
Althergebrachten die Betriebe veranlaßt hät-
te, gegen die wirtschaftliche Vernunft und die
Möglichkeiten, die sich am Markt geboten
haben, zu handeln.

HISTORICUM: Und der Nebenerwerb? Ist der
wirtschaftlich vernünftig?

Ledermüller: Da haben sich die Leute ge-
sagt, daß sie mit ihrer Betriebsgröße, mit ihrer
Lage und mit dem Kapitalbedarf, den eine
Intensivierung erfordern würde, keine wirt-
schaftlich vernünftige Möglichkeit hätten.
Dann haben sie, sobald der Arbeitsmarkt die
entsprechenden Möglichkeiten geboten hat,
einen außerlandwirtschaftlichen Erwerb auf-
genommen. Das war für die Leute eine enor-
me Umstellung, wenn sie plötzlich in der
Bauwirtschaft oder in Industriebetrieben ar-
beiten mußten. Das war kein einfacher und
schmerzloser Prozeß, und natürlich haben sie
ihre Landwirtschaft weitergeführt – vielleicht

auf einer etwas weniger intensiven Stufe (in
vielen Fällen haben sie das leider nicht ge-
macht). Meistens hat die Frau das auch noch
mit übernommen. Aber der Veränderungs-
prozeß ist eigentlich immer dann wahrge-
nommen worden, wenn sich eine Chance
dazu geboten hat. Es hat in diesem Sinn nie
ein Beharren gegeben. Umgekehrt glaube ich
schon, daß bestimmte Verhaltensmuster eine
Rolle spielen, die auch, aber nicht ausschließ-
lich mit der Wirtschaft zu tun haben. Zum
Beispiel das Bewußtsein, daß man arbeitet,
um am Ende den Kindern wieder einen Be-
trieb zu übergeben, der auch eine Grundlage
für deren Wirtschaft und deren Einkommen
sein soll. Es gibt also dieses berühmte Nach-
haltigkeitsdenken und bestimmte andere fest
eingeprägte Traditionen im kulturellen Be-
reich, in denen vielleicht die bäuerliche Bevöl-
kerung stärker verhaftet ist, als das in anderen
Bereichen der Fall ist. Es liegt auch daran, daß
die kulturellen Bindungen im ländlichen
Raum intensiver sind als in einer städtischen
Region, wo die Individualisierung es ermög-
licht, sich sehr rasch von bestimmten kulturel-
len, religiösen Werten zu trennen, weil einen
niemand deswegen anschaut. Am Land wird
man schon angeschaut, wenn man nicht mehr
in die Kirche geht; es gibt diese kulturellen
und gesellschaftlichen Grundausrichtungen
im bäuerlichen Bereich und sie haben eine
stärkere Bindungswirkung, weil unter ande-
rem die soziale Kontrolle im ländlichen Raum
stärker ist als in städtischen Bereichen.

HISTORICUM: Und hat das auch die Funktion,
daß man den wirtschaftlichen Wandel besser
bewältigt, wenn man kulturell immer noch irgend-
wo in entweder hergebrachten Bahnen oder viel-
leicht sogar in neu erfundenen Strukturen ist, die
einen Halt geben.

Ledermüller: Man hat zumindest in einem
Lebensbereich relativ größere Sicherheit, ja.
In der Wirtschaft weiß man, daß man jedes
Jahr schauen muß, wie man weiterkommt,
wenn man den eigenen Betrieb sichern will.
Man hat dafür wahrscheinlich in der eigenen
Lebensgestaltung eine entsprechend größere
Sicherheit gehabt. Sicher hat es auch in den
bäuerlichen Familien immer wieder schau-
derhafte Probleme gegeben, in den Ehen,
zwischen den Generationen. Das Elend der
Übergeber, wenn sie einmal übergeben hat-
ten, war ja ein relativ häufig vorkommendes
Phänomen. Trotzdem haben diese kulturel-
len Zusammenhänge funktioniert, daß man
aus den vorgegebenen kulturellen und gesell-
schaftlichen Rollen kaum ausgebrochen ist –
im Gegensatz zu den wirtschaftlichen Rah-
menbedingungen, die hat man relativ rasch
verändert. Die Ehefrau hat ihre Rolle als Bäu-
erin immer noch wahrgenommen, wenn die

nungsgesetze sowie Neufassung des
Zielkataloges

Vorstellung des ökosozialen Manifests von
Josef Riegler

1989
Vorbereitungsarbeiten der österreichischen

Agrar- und Ernährungswirtschaft für
den EU-Beitritt; 17. Juli: Antrag auf Auf-
nahme in die Europäische Gemeinschaft

Am 24. April wird Franz Fischler als Nachfol-
ger des zum Vizekanzler ernannten Josef
Riegler Landwirtschaftsminister

Neukonzeption der agrarischen Forschung
im Bereich des Bundesministeriums für
Land- und Forstwirtschaft unter Einbe-
ziehung der direkt Betroffenen. (Arbeits-
kreise in den Bundesländern)

1990
Umstellung der landwirtschaftlichen Förde-

rung auf neue Schwerpunkte sowie For-
cierung jener Maßnahmen, die produk-
tions- und marktmäßigen sowie ökolo-
gischen Anforderungen entsprechen
(erstmals Förderung von Extensivie-
rungsmaßnahmen); einzelbetriebliche
Förderung von Betrieben mit biologi-
scher Wirtschaftsweise

Errichtung der Austro-Milch-Export-Ab-
wicklungsgesellschaft (AMEA)

Arbeitsübereinkommen zwischen SPÖ und
ÖVP über die Bildung einer gemeinsa-
men Bundesregierung für die Dauer der
XVIII. Gesetzesperiode des Nationalra-
tes

Deutsche Wiedervereinigung am 3. Oktober
1991
Einführung der Bäuerinnenpension
Österreichische Gesellschaft für Agrarmar-

keting (ÖGA) nimmt Tätigkeit auf
Einbeziehung der Bergbauernbetriebe der

Zone 1 in die Bergbauernzuschuß-För-
derung; rund 23000 Betriebe

Abkommen über die Errichtung des Europä-
ischen Wirtschaftsraumes (EWR), dem
die Gemeinschaft und ihre westeuropä-
ischen Nachbarländer angehören

1992
Einrichtung der Agrarmarkt Austria (AMA)
Neues Landwirtschaftsgesetz (BGBl, Nr.

375/1992). Durch das LWG 1992, wel-
ches nunmehr ein einfaches Gesetz ist
und unbefristet gilt, wird eine rechtliche
Basis für eine rasche und bessere Infor-
mation über die Entwicklung der öster-
reichischen Landwirtschaft und eine
rechtliche Basis der Agrarförderungs-
politik in Österreich geschaffen. (Finan-
zierungsschlüssel zwischen Bund und
Ländern: 60:40)

Vertrag über die Europäische Union (EU)
wird in Maastricht (Niederlande) unter-
zeichnet

1993
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Ehe schon ein reines Unglück gewesen ist.
Jetzt kann man sagen, das ist gut oder
schlecht. Es hat jedenfalls eine stabilisierende
Wirkung. Es sind sich alle über ihre Rollen
und über die Wichtigkeit zur Stabilisierung
des Gesamtbetriebes im klaren gewesen. Es
ist auch heute noch so, daß im bäuerlichen
Bereich Scheidungen immer noch vernach-
lässigbar gering sind gegenüber dem, was sich
in der Gesamtgesellschaft abspielt. Also, das
wirkt sicher noch nach; aber es wird sich
ändern. Es wird – weil sich die Rollen, die
Verantwortlichkeiten im Betrieb ändern –
auch hier Änderungen geben. In der Tendenz
würde ich nach wie vor sagen, daß hier schon
eine Stabilität bestanden hat, die in anderen
Gesellschaftsbereichen in diesem Ausmaß
zumindest seit den siebziger Jahren nicht
mehr gegeben war.

HISTORICUM: Es ist ja die Landwirtschaft der
Bereich, in dem es traditionell eine starke, sozusa-
gen theoretische Selbstwahrnehmung gibt, und
vielleicht kommt das auch nicht aus der Land-
wirtschaft selbst, sondern auch aus amtlichen
Bedürfnissen heraus, weil sie ein so wichtiger
Wirtschaftsbereich war. Also die Agrarstatistik
ist traditionell immer die beste Statistik gewesen.
Daher jetzt die Frage zur Agrargeschichtsschrei-
bung und konkret zur Geschichte der öster-
reichischen Land- und Forstwirtschaft im
20. Jahrhundert. Wie leicht war das zu be-
werkstelligen, daß da ein großes, auch repräsenta-
tives Werk über Landwirtschaft in der histori-
schen Betrachtung geschaffen wird. Gibt es so eine
Art historisches Selbstbewußtsein zumindest in
den Verbänden oder auch in der Agrarbürokra-
tie, die das fördert und ermöglicht, oder ist das halt
einfach zufällig zustandegekommen, weil einige
Leute dahinterwaren?

Ledermüller: Ich glaube schon, daß es ein
historisches Bewußtsein über die eigene Rolle
im bäuerlichen Bereich gibt. Diese Aufarbei-
tung aber und alles, was in diesem Bereich
entstanden ist, ist auf Einzelinitiativen zu-
rückgegangen. Wenn ich nicht von meiner
Ausbildung her den Zugang gehabt hätte,
dann hätte es die zweibändige Agrargeschich-
te nicht gegeben. Es war mir ein Bedürfnis,
natürlich auch mit dem Jahrhundertwechsel,
der angestanden ist, einmal eine Bilanz zu
ziehen. Es hat einen ersichtlichen Mangel an
agrarhistorischer Forschung gegeben; einzel-
ne Ansätze hat es gegeben, aber nie wirklich
eine zusammenfassende Sicht. Es gab immer
wieder einzelne Versuche, auch von einzel-
nen bäuerlichen Betrieben, kleinere Broschü-
ren, in denen jemand einfach aus eigenem
Interesse heraus sich die Dinge aufschreibt,
was dann irgendwann einmal vielleicht sogar
veröffentlicht wurde. Bei größeren Betrieben
gab es vorher schon zum Teil Hofgeschich-

ten, die relativ teuer und umfangreich produ-
ziert worden sind. Das ist ein Signal, daß es
bei den Bauern schon ein gewisses Interesse
an der eigenen Geschichte gibt und daß man,
wenn man die Möglichkeit hat, sich durchaus
um eine Aufarbeitung bemüht. Bei den Ver-
bänden gab es eher eine Art Erinnerungs-
literatur; so etwas wird natürlich immer gerne
gelesen – man liest etwas über Figl und erin-
nert sich, daß man den einmal bei einer Ver-
sammlung gesehen hat. Es gab aber keine
wissenschaftliche Aufarbeitung. Da wollte
ich eben auch einen bewußten Schritt setzten,
daß man aus dieser Erinnerungsgeschichte
heraus in eine wissenschaftliche Aufarbei-
tung geht, die auch über den eigenen Berufs-
stand hinaus Bestand hat. Die zweibändige
Agrargeschichte war ein Versuch, das Thema
auch weiter in die historische Forschung in
Österreich hineinzubringen und das Interes-
se für die agrargeschichtliche Forschung zu
wecken. Ich glaube, das ist ganz gut gelungen,
mit dem Institut von Professor Bruckmüller
wird ja weiter gearbeitet. Es gibt seither im-
mer wieder einiges an wissenschaftlicher
Auseinandersetzung mit der Agrargeschich-
te, es wird systematischer über die Agrarge-
schichte gearbeitet, als es davor der Fall war.
Wir machen selber hier im Haus gemeinsam
mit dem Institut von Professor Bruckmüller
ein Projekt über die Entwicklung der bäuerli-
chen Sozialversicherung. Ich glaube, das wird
eine interessante Sache werden, weil wir ja
auch wieder vor einem Umbruch stehen –
wenn es die Fusion mit der Gewerblichen
Sozialversicherung gibt, dann ist damit sozu-
sagen die berufsständische Sozialversiche-
rung der Bauern beendet. Und das hängt auch
wieder mit den wirtschaftlichen Entwicklun-
gen zusammen: Bauern im Vollerwerb sind
über weite Strecken Unternehmer, sind zum
Teil auch Arbeitgeber und haben ähnliche
Ausrichtungen wie Gewerbebetriebe. Da gibt
es einen Bäcker im Mühlviertel, der fünfzig
Mitarbeiter hat, eine Großbäckerei. Er ist
aber nach wie vor Bauer, vermarktet sein
eigenes Getreide und ist Direktvermarkter.
Aber er ist halt in Wahrheit auch Unterneh-
mer. Und die Tendenz ist, daß sich weite
Teile der Landwirtschaft genau in diese Rich-
tung hin bewegen. Sie sind wirtschaftliche
Unternehmer. Die Unterschiede, die es mit
der Gewerbeordnung gibt, verwischen sich
und werden sich weiter verwischen.

HISTORICUM: Die klare Unterscheidung zwi-
schen Landwirtschaft und Gewerbe in den Stati-
stiken des 19. Jahrhunderts ist ja auch irrefüh-
rend gewesen; da hat es ja auch alle möglichen
Zwischenformen gegeben.

Ledermüller: Ja, es ist stark vermischt gewe-
sen, und jetzt wird es helfen, diese zum Teil

Verwirklichung des Binnenmarktes
Schaffung des Europäischen Wirtschafts-

raumes (EWR) als Zusammenschluß der
zwölf EG-Länder und sieben EFTA-Staa-
ten

1994
Übereinkommen zum Schutz der Alpen (Al-

penkonvention) von Österreich als er-
stem Land ratifiziert

Einigung auf ministerieller und politischer
Ebene über die Finanzierung der Über-
gangsregelungen für die österreichische
Bauernschaft anläßlich des EU-Beitritts

Europa-Abkommen der Bundesregierung
vom 22. April (Solidarpaket)

Österreichs Bevölkerung stimmt am 12. Juni
mit überwältigender Mehrheit für EU-
Beitritt

Am 29. November wird Wilhelm Molterer
Landwirtschaftsminister

Arbeitsübereinkommen von SPÖ und ÖVP
für die XIX. Gesetzgebungsperiode im
Parlament (Koalitionspakt)

1995
Beitritt Österreichs zur EU; Franz Fischler

wird Agrarkommissar in Brüssel
Degressive Ausgleichszahlungen (bis 1998)

werden zur Minderung des Einkom-
mensverlustes nach dem EU-Beitritt
wirksam

Vereinbarung über das 40-Milliarden-Paket
zwischen Bund und Ländern gemäß
Landwirtschaftsgesetz (Finanzierungs-
regel: 60 Prozent Bund, 40 Prozent
Land)

Schaffung des ÖPUL-Programms
Neue Abgrenzung für die Berggebiete (EU-

Ausgleichszulage)
Beginn der neuen ländlichen Entwicklungs-

politik (Zielgebiete)
Aus dem GATT wird die Welthandelsorga-

nisation (WTO) mit 148 Mitgliedern
(2005); Sitz in Genf

1996
Vorlage des Bergbauernmemorandums in

Brüssel
BSE-Krise erschüttert die EU-Agrarpolitik

(Österreich: 3 Fälle bis 2005)
1997
Einrichtung des auf EU-Rechtsgrundlagen

basierenden Integrierten Kontroll- und
Verwaltungssystems (INVEKOS)

Die Agenda 2000 wird von der EU-Kommis-
sion vorgelegt

Beschlußfassung über das Europäische
Agrarmodell als neues Leitbild

1998
EU-Ratspräsidentschaft im zweiten Halbjahr
Einleitung des Beitrittsprozesses von zehn

beitrittswilligen Staaten Mittel- und Ost-
europas und Zyperns

Weiterentwicklung des Umweltprogramms
(ÖPUL 95)
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unsinnigen Grenzziehungen aufzuheben.
Das Wirtschaften der Betriebe auf der einen
und auf der anderen Seite nähert sich soweit
an, daß man über die Grenzziehungen wird
nachdenken müssen, auch was gesetzliche
Rahmenbedingungen betrifft. Wie auch im-
mer, wir untersuchen jetzt die Entwicklung
der bäuerlichen Sozialversicherung an einem
Punkt, an dem diese Geschichte zwar nicht
zu Ende geht – es wird eine bäuerliche Sozial-
versicherung und ein bäuerliches Sozialversi-
cherungsgesetz weiter geben –, aber an dem
es eine andere Organisationsform geben
wird, die eben nicht mehr berufsständisch ist.
Einiges andere ist im Laufen. Ich bin, nach-
dem wir die beiden Bände fertig gehabt ha-
ben, nicht mehr in der Lage gewesen, für den
Verein für Agrargeschichte, den es noch gibt,
eine sinnvolle Organisationsstruktur so auf-
recht zu erhalten, daß Forschungen weiter
über den Verein laufen. Die Mitarbeiterin,
Frau Magister Edlinger, ist eben jetzt selber
Bäuerin, und ohne organisatorischen Rah-
men funktioniert so etwas nicht. Die zwei-
bändige Agrargeschichte ist auch nur zustan-
degekommen, weil es das gegeben hat. Da
gab es am Anfang Workshops, bei denen wir
die Struktur der beiden Bände intensiv disku-
tiert haben, damit klar war, in welche Rich-
tung wir gehen würden, was dann im wesent-
lichen auch gehalten hat. Dann hat es regel-
mäßige Treffen gegeben, bei denen man über
den Fortgang der Arbeit gesprochen hat. Ich
bin überzeugt, daß die beiden Bände die ur-
sprüngliche Zielsetzung, die wir gehabt ha-
ben, recht gut erfüllen. Ich kann weniger
beurteilen, wie weit sie jetzt, abgesehen von
den paar Rezensionen, die es gegeben hat,
wirklich unter den Historikern als wesentli-
cher Teilbereich der österreichischen Ge-
schichtsschreibung der letzten Jahre wahrge-
nommen worden sind. Aber ich glaube auf-
grund der zunehmenden Forschungstätigkeit
im Bereich der Agrargeschichte, daß da doch
etwas ausgelöst worden ist, daß wir durch den
Stil der beiden Bände es doch geschafft ha-
ben, auch in den bäuerlichen Bereich zurück-
zuwirken. Es ist vor allem der erste Band
vielfach (zugegebenermaßen oft von älteren
Leuten) mit großen Interesse verfolgt wor-
den. Man hört eher zufällig, wenn sich Leute
äußern, daß sie das gelesen haben, und da ist
man dann oft einmal erstaunt, wenn ein acht-
zigjähriger Pensionist sagt, in vier Wochen
hat er das jetzt gelesen, und es hat ihm sehr
gut gefallen. Da ist dann diese Rückkoppe-
lung hinein auch in den agrarischen Bereich
gelungen. Es hat natürlich, nachdem die wis-
senschaftliche Darstellung in manchen Berei-
chen zu anderen Ergebnissen kommt, als
man sie in lieber Erinnerung hat, auch unter

den agrarischen Funktionären durchaus über
einzelne Darstellungen der beiden Bände
ganz schön heftige Auseinandersetzungen
und Diskussionen gegeben. Aber ich glaube,
die beiden Bände sind jetzt, so wie sie da sind,
akzeptiert und kommen gut an.

HISTORICUM: Wie schaut denn die finanzielle
Seite der aufwendigen Organisation in der Er-
arbeitung dieser Bände aus? Wie weit tragen sich
die Bände selbst?

Ledermüller: Eine Selbstfinanzierung wäre
sicher nicht möglich gewesen. Der Verlag hat
von jedem Band fünfhundert Stück verkauft;
beide Bände sind also beim Verlag vergriffen.
Wir haben zusätzlich 2500 Stück verkauft,
und es sind vom zweiten Band noch einige
Exemplare da, vom ersten nur mehr wenige.
Rein aus dem Verkaufserlös heraus wäre es
undenkbar gewesen, das zu finanzieren. Das
war nur möglich, weil ich mit Landwirt-
schaftsminister Wilhelm Molterer vereinbart
habe, daß ich dafür eine entsprechende För-
derung von Seiten des Landwirtschaftsmini-
steriums über die Laufzeit des Projektes von
fünf Jahren bekomme. Damit ist sich das alles
ausgegangen.

HISTORICUM: Kann man – auch von einem
ähnlichen Projekt, der Österreichischen In-
dustriegeschichte her gesehen – sagen, daß
ohne eigene Projektassistenz ein solches Projekt
undurchführbar ist?

Ledermüller: Absolut. Man braucht eine
Ansprechstelle.

HISTORICUM: Daß das unter Beteiligung öffent-
licher Stellen gelungen ist, macht schon auch den
Eindruck, daß es mit der besonderen Rolle der
Landwirtschaft als eigenem und auch institutio-
nelle abgesonderten Bereich zu tun hat: Klar
identifizierbar, ein eigenes Ressort, verbandsmä-
ßig durchorganisiert. Das ist wahrscheinlich doch
ein wesentlicher Punkt.

Ledermüller: Selbstverständlich, ja. Wenn
es diese Anknüpfung nicht gegeben hätte,
wenn nicht Molterer von Anfang auch gesagt
hätte, daß das ein wichtiges Projekt ist und
unterstützt wird, wäre das kaum möglich ge-
wesen. Hätte ich zu drei, vier, fünf Stellen
gehen müssen, wäre ich nie sicher gewesen,
daß ich die Finanzierung zusammenbringe.
Es war ja von Anfang an relativ klar, was da
als Kosten entstehen würde. Das hat von
vornherein geklärt werden müssen, und dafür
war diese Situation ganz wesentlich.

HISTORICUM: Danke für das Gespräch.

Das Gespräch führte Michael Pammer.

GD Mag. Franz Ledermüller, Sozialversicherungsan-
stalt der Bauern, Ghegastraße 1, 1031 Wien,
franz.ledermueller@svb.sozvers.at

Prof. Dipl.-Ing. Dr. Gerhard Poschacher, Österrei-
chische Vereinigung für Agrar-, Lebens- und Umwelt-
wissenschaftliche Forschung, Muthgasse 107, 1190
Wien

EU-Legislativvorschläge zur Förderung des
ländlichen Raums

1999
Vertrag von Amsterdam
Einigung über die Agenda 2000 in Berlin
Vorlage des Programms für die ländliche

Entwicklung
2000
Implementierung der Agenda 2000
Nach den Nationalratswahlen 1999 kommt

es zur Regierungsbildung aus ÖVP/FPÖ;
Wolfgang Schüssel wird Bundeskanzler,
Wilhelm Molterer bleibt Landwirt-
schaftsminister

EU-Sanktionen gegen Österreich nach Bil-
dung der Regierung.

Neues Bundesstabilitätsgesetz; Errichtung
der Statistik Austria als öffentlich-recht-
liche Körperschaft

2001
Programm für die Förderung des Bioland-

baus (Bioaktionsprogramm)
2002
WTO-Konferenz wird ergebnislos in Cancun

(Mexiko) abgebrochen
Einführung des EURO als neue Währung
ÖVP/FPÖ Regierung beschließt die Nachhal-

tigkeitsstrategie
Zusammenlegung des Umwelt- mit dem

Landwirtschaftsministerium
Österreichische Agentur für Gesundheit und

Ernährungssicherheit (AGES) wird auf
gesetzlicher Grundlage am 1. Juni ge-
schaffen

2003
GAP-Reform: Entkoppelung der Direktzah-

lungen von der Produktion (Umwelt-
auflagen)

2004
Neue EU-Verfassung wird vorgelegt
EU-Erweiterung um zehn neue Mitglied-

staaten
Neues EU-Programm für die ländliche Ent-

wicklung 2007/2013 – Schaffung des
Förderungsfonds (ELER)
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2005
Umsetzung der GAP-Reform in Österreich

mit dem Betriebsprämienmodell
WTO Ministerkonferenz in Hongkong
Frankreich und Niederlande stimmen gegen

den EU-Verfassungsentwurf
Die für die Land- und Forstwirtschaft maßge-

benden Wirtschaftsgesetze bilden die
rechtliche Grundlage für die neue GAP
(Agrarrechtsänderungsgesetz)

16. Dezember: Einigung der Staats- und
Regierungschefs über den Finanzplan
2007/2013 in Brüssel


